
Liebes Mitglied des Studierendenparlaments,

Hiermit laden wir Dich zur konstituierenden Sitzung
des 65. Studierendenparlaments am Montag, den
27.06.2022 um 18:15 Uhr ein. Die Sitzung wird im
Hörsaal S2 im Schloss stattfinden.

Tagesordnung
TOP 1: Begrüßung

TOP 2: Feststellung der Beschlussfähigkeit

TOP 3: Wahl der Protokollführung

TOP 4: Feststellung der Tagesordnung

TOP 5: Beschluss einer Geschäftsordnung

TOP 6: Wahl des Präsidiums

TOP 7: Berichte aus den Ausschüssen und Kommissionen

TOP 8: Berichte aus dem AStA

TOP 9: Weitere Berichte

TOP 10: Besprechung von Protokollen

TOP 11: Besetzung von Ausschüssen und Kommissionen

TOP 12: Bestätigung von Referent*innen

TOP 13: Einsetzung einer Reformkommission

TOP 14: Einspruch gegen die Wahl zum 65. Studierendenparlament

Mit freundlichen Grüßen
Isaak Rose & Dina Schewtschenko
Wahlleitung

Navigation: Mit Klick auf den TOP wird der entsprechende Protokollteil aufgerufen.



Liebes Präsidium, liebe StuPa-Mitglieder, 
 
ich würde mich gerne wieder weiterhin als eure Protokollantin für die nächste Legislatur zur 
Verfügung stellen. 
 
Es macht mir nach wie vor Spaß, bei euch über die Hochschulpolitik auf dem Laufenden gehalten zu 
werden und ich fühle mich mittlerweile bestens eingearbeitet, deshalb würde ich mich freuen, wenn 
ihr mich nochmal bestätigt. 
 
Für Fred: Ich gehöre immer noch keiner Partei oder Hochschulgruppe an und stehe für die gesamte 
kommende Legislatur zur Verfügung ;-) 
 
Wenn ihr allerdings einmal einer neuen Person die Gelegenheit geben möchtet, verstehe ich das 
natürlich auch. 
 
Liebe Grüße 
Jessi 
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1. Abschnitt: Zusammensetzung des Studierendenparlaments 

§ 1 Mitglieder des Studierendenparlaments 

(1) Dem Studierendenparlament gehören 31 Studierende der Universität Münster als 

ordentliche Mitglieder an.  

(2) Ordentliche Mitglieder können durch ihre gewählten Stellvertreter*innen wirksam 

vertreten werden. Wirksame Stellvertretung setzt voraus, dass sich ein ordentliches 

Mitglied für eine Sitzung vor deren Beginn in Textform beim Präsidium abmeldet. 

Dieses ordentliche Mitglied wird dann durch das stellvertretende Mitglied wirksam 

vertreten, das nach der Wahlordnung als nächstes ins Studierendenparlament 

eingezogen wäre. Bei Verzicht mehrerer Mitglieder derselben Liste gilt diese Regelung 

entsprechend. Die Stellvertretung kann nach Beginn der Sitzung nicht mehr widerrufen 

werden.   

(3) Ordentliche nicht-abgemeldete und wirksam stellvertretende Mitglieder sind 

stimmberechtigte Mitglieder.  

(4) Beratende Mitglieder sind alle Mitglieder des AStA gemäß §22 Absatz 2 Satzung. 

§ 2 Präsidium 

(1) Das Präsidium besteht aus dem*der Präsident*in und zwei Stellvertreter*innen.  

(2) Das Präsidium vertritt das Studierendenparlament und führt dessen Geschäfte in 

eigener Zuständigkeit. Es bereitet die Sitzungen vor und lädt dazu ein sowie führt die 

Beschlüsse aus beziehungsweise leitet sie weiter. Das Präsidium schickt die Beschlüsse 

über den Verteiler im Sinne des §6 und stellt diese in Medien geeigneter Art zur 

Verfügung. Es informiert den AStA-Vorsitz über Ergebnisse und Beschlüsse. 

(3) Das Studierendenparlament wählt den*die Präsident*in und die zwei 

Stellvertreter*innen aus seinen ordentlichen Mitgliedern durch Personen- bzw. 

Listenwahl. Die Stellvertreter*innen gehören unterschiedlichen Fraktionen und nicht 

derselben Fraktion wie des*der Präsident*in an.  

(4) Mitglieder des Präsidiums können von ihrem Amt zurücktreten, indem sie dies 

gegenüber den ordentlichen Mitgliedern des Studierendenparlaments in Textform 

erklären. Sie üben ihr Amt bis zur Wahl eines neuen Mitgliedes kommissarisch weiter 

aus. 

(5) Das Studierendenparlament kann einem Mitglied des Präsidiums das Misstrauen 

dadurch aussprechen, dass es mit absoluter Mehrheit ein neues Mitglied des 

Präsidiums wählt. 

(6) Die Amtszeit des Präsidiums endet mit der Amtszeit des*der Präsident*in.  

§ 3 Protokollant*in 

(1) Das Studierendenparlament wählt eine Person, die für das Führen des Protokolls im 

Sinne des §23 verantwortlich ist. Diese Person soll nicht Mitglied des 

Studierendenparlaments sein. 

(2) Steht die bestellte Person bei einer Sitzung nicht zur Verfügung oder wird nicht-

öffentlich getagt, übernimmt ein Mitglied des Präsidiums, ersatzweise ein 
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stimmberechtigtes Mitglied des Studierendenparlaments auf Beschluss des 

Studierendenparlaments, die Protokollführung. 

§ 4 Fraktionen 

(1) Fraktionen sind Zusammenschlüsse von mindestens zwei ordentlichen Mitgliedern des 

Studierendenparlaments.  

(2) Die auf einer gemeinsamen Liste in das Studierendenparlament gewählten Mitgliedern 

bilden eine Fraktion – unabhängig von § 4 (1). Dies gilt nicht im Falle eines Austritts 

oder eines Ausschlusses. 

(3) Mitglieder einer Fraktion können aus ihrer Fraktion austreten, indem sie dies 

gegenüber dem Präsidium in Textform erklären (Austritt). Mitglieder einer Fraktion 

können aus ihrer Fraktion ausgeschlossen werden, in dem alle anderen Mitglieder der 

Fraktion dies gegenüber dem Präsidium in Textform erklären (Ausschluss). Mitglieder 

einer Fraktion können diese auflösen, indem alle Mitglieder der Fraktion dies 

gegenüber dem Präsidium in Textform erklären (Auflösung). Austritt, Ausschluss und 

Auflösung können nicht während einer Sitzung erfolgen.  

(4) Fraktionslose Mitglieder können einer bestehenden Fraktion beitreten, indem das 

Mitglied und die Fraktion dies gegenüber dem Präsidium in Textform erklären. 

(5) Fraktionslose Mitglieder können sich zu einer Fraktion zusammenschließen, indem sie 

dies gegenüber dem Präsidium in Textform erklären. 

§ 5 Fraktionssprecher*innen 

(1) Jede Fraktion benennt dem Präsidium in Textform mit der Mehrheit ihrer 

Fraktionsmitglieder eine*n Fraktionssprecher*in sowie eine*n stellvertretende*n 

Fraktionssprecher*in. 

(2) Der*die Fraktionssprecher*in nimmt die Rechte der Fraktion wahr, es sei denn, die 

Mehrheit der Fraktionsmitglieder widerspricht dem. Er*sie ist Ansprechpartner*in für 

seine*ihre Fraktion zur Vorbereitung einer Sitzung und während dessen Durchführung.  

(3) Ist ein*e Fraktionssprecher*in in einer Sitzung nicht anwesend oder nicht 

stimmberechtigt, so nimmt das stimmberechtigte Mitglied der Fraktion ihre Rechte 

und Pflichten wahr, das in dieser Sitzung nach der Wahlordnung als erstes in das 

Studierendenparlament eingezogen wäre. 

§ 6 E-Mail-Verteiler 

(1) Das Präsidium hat sicherzustellen, dass alle ordentlichen und beratenden Mitglieder 

auf dem E-Mail-Verteiler (Verteiler) erreicht werden.  

(2) Die ordentlichen Mitglieder teilen ihre E-Mailadressen und jede Änderung dem 

Präsidium unverzüglich mit. 

(3) Unverzüglich dem Präsidium mitzuteilen sind auch Rücktritte von Gremien des 

Studierendenparlaments oder ein Austritt aus der Studierendenschaft. 
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2. Abschnitt: Vorbereitung und Einberufung der Sitzungen 

§ 7 Grundsätze 

(1) Das Studierendenparlament tagt in der Regel in ordentlichen Sitzungen, bei Bedarf 

auch in der vorlesungsfreien Zeit. 

(2) Das Studierendenparlament tagt in barrierefreien Räumlichkeiten. 

(3) Zu Sitzungen einzuladen liegt im Ermessen des Präsidiums. 

(4) Das Präsidium kann Sitzungen aus schwerwiegenden Gründen vor dem Sitzungsbeginn 

absagen. 

§ 8 Verpflichtung zur Einberufung von ordentlichen Sitzungen 

(1) Sitzungen des Studierendenparlaments sollen alle 14 Tage stattfinden. Abweichend 

davon können Sitzungen in der vorlesungsfreien Zeit alle 28 Tage stattfinden. 

(2) Die voraussichtlichen Termine gibt das Präsidium jeweils zu Beginn der Vorlesungszeit 

und der vorlesungsfreien Zeit bekannt. 

(3) Das Präsidium muss unverzüglich zu einer Sitzung, die innerhalb der nächsten 14 

Kalendertage stattfindet, einladen, wenn 

1. der AStA-Vorsitz dies beim Präsidium beantragt, 

2. dies von sechs ordentlichen Mitgliedern des Studierendenparlaments oder von 

zwei Fraktionen in Textform und mit Begründung beantragt wird. 

(4) Absatz 3 gilt nicht, wenn bereits für eine Sitzung innerhalb der nächsten 14 Tage 

eingeladen worden ist. 

§ 9 Dringlichkeitssitzungen 

(1) Eine Dringlichkeitssitzung muss stattfinden, wenn 

1. der AStA-Vorsitz dies in Textform und mit Begründung gegenüber dem 

Präsidium beantragt, 

2. dies von sechs ordentlichen Mitgliedern des Studierendenparlaments oder von 

zwei Fraktionen in Textform und mit Begründung beantragt wird. 

(2) Das Präsidium hat sodann unverzüglich zu einer Dringlichkeitssitzung einzuladen, die 

innerhalb von 96 Stunden stattfinden muss. 

 

§ 10 Anträge an das Studierendenparlament 

(1) Jedes Mitglied der Studierendenschaft hat die Möglichkeit, Anträge an das 

Studierendenparlament zu stellen. Die Anträge werden per E-Mail ans Präsidium 

gestellt. 

(2) Das Studierendenparlament muss Anträge von ordentlichen oder beratenden 

Mitgliedern behandeln.  

(3) Das Präsidium leitet eingegangene Anträge unverzüglich über den Verteiler weiter und 

soll sie in Medien geeigneter Art zur Verfügung stellen.  
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(4) Anträge, die acht Tage vor einer Sitzung beim Präsidium eingegangen sind, sind für die 

Sitzung fristgerecht eingegangen. Fristgerecht eingegangene Anträge sind einem 

Tagesordnungspunkt zuzuordnen. Antragssteller*innen sind zu den entsprechenden 

Sitzungen einzuladen. 

(5) Anträge, die für die Studierendenschaft mehr als geringfügige Kosten verursachen 

(Finanzanträge), werden durch das Präsidium dem*der Vorsitzenden oder allen 

Mitgliedern des Haushaltsausschusses übermittelt. Solche Anträge sollen erst im 

Studierendenparlament behandelt werden, wenn der Haushaltsausschuss eine 

Empfehlung zu dem Antrag abgegeben hat. 

(6) Anträge gemäß der Darlehensordnung, der Härtefallordnung sowie 

Rechtsschutzanträge werden vom Vergabeausschuss entschieden. Für sie gilt die 

Antragsfrist gemäß Absatz 4 nicht. 

§ 11 Einladung 

(1) Die Einladung zu ordentlichen Sitzungen des Studierendenparlaments erfolgt 

mindestens sieben Kalendertage vor dem Sitzungstermin über den Verteiler. 

(2) Darin sind der Beginn, der voraussichtliche Sitzungsort, eine vorläufige Tagesordnung 

und gegebenenfalls der Verweis auf die fristgerecht eingegangenen Anträge zu 

nennen. Im Falle einer digitalen Sitzung, muss kein Ort angegeben werden. Das 

Präsidium hat aber frühzeitig über die zur Durchführung genutzte Plattform und 

Möglichkeiten zur Einwahl zu informieren. 

(3) Das Präsidium soll Sitzungen des Studierendenparlaments rechtzeitig gegenüber 

Medien geeigneter Art unter Angabe des Einladungstexts ankündigen. 

3. Abschnitt: Öffentlichkeit der Sitzungen und Rederecht 

§ 12 Öffentlichkeit 

(1) Die Öffentlichkeit sind alle Personen, die nicht ordentliche, stimmberechtigte oder 

beratenden Mitglieder des Studierendenparlaments sind. 

(2) Die Sitzungen sind – vorbehaltlich § 13 – nach Maßgabe der verfügbaren Plätze 

öffentlich. 

§ 13 Nichtöffentlichkeit 

(1) Personalangelegenheiten sind nichtöffentlich zu behandeln. 

(2) Mitglieder des Studierendenparlaments können beantragen, die Öffentlichkeit 

auszuschließen. Anträge auf Ausschluss der Öffentlichkeit dürfen nur in 

nichtöffentlicher Sitzung begründet, beraten und entschieden werden. 

(3) Einzelne beratende Mitglieder können durch Antrag ausgeschlossen werden, sofern sie 

nicht ordentliches oder stimmberechtigtes Mitglied sind. 

(4) Mitglieder des Studierendenparlaments können beantragen, die Öffentlichkeit 

wiederherzustellen.  
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§ 14 Verschwiegenheitspflicht 

Ist die Öffentlichkeit ausgeschlossen, so sind alle Anwesenden zur Verschwiegenheit 

verpflichtet. 

§ 15 Rederecht 

(1) Rederecht im Studierendenparlament haben alle Mitglieder der Studierendenschaft. 

(2) Weiteren Anwesenden kann das Studierendenparlament zu bestimmten 

Tagesordnungspunkten Rederecht erteilen.  

4. Abschnitt: Durchführung von Sitzungen 

§ 16 Sitzungsleitung 

(1) Die Sitzungsleitung obliegt dem Präsidium. Ist das Präsidium für die Dauer der Sitzung 

nicht stimmberechtigt, obliegt die Sitzungsleitung dem ältesten anwesenden 

ordentlichen Mitglied des Studierendenparlaments. 

(2) Das Mitglied, dem die Sitzungsleitung obliegt, macht deutlich, wenn es nicht in 

Ausübung dieser Funktion spricht.  

(3) Zur Sitzungsleitung gehören insbesondere: 

1. die Eröffnung, Leitung, Unterbrechung und Schließung der Sitzungen 

2. die Feststellung der Beschlussfähigkeit 

3. die Gewährung ungestörten Ablaufs der Sitzungen 

§ 17 Unterbrechung 

(1) Im Falle einer Unterbrechung ist die Sitzung mit der festgestellten Tagesordnung 

fortzusetzen, ohne dass Ankündigungs- oder Ladungsfristen einzuhalten sind. 

Zeitpunkt und Ort der Fortsetzung sind bei der Unterbrechung bekannt zu geben. 

(2) Unterbrechungen dürfen nicht über mehr als 48 Stunden hinweg erfolgen. Wird diese 

Zeit überschritten, gilt die Unterbrechung als Schließung. 

§ 18 Beschlussfähigkeit 

(1) Die Feststellung der Beschlussfähigkeit erfolgt stets als erster Tagesordnungspunkt.  

(2) Das Studierendenparlament ist beschlussfähig, wenn frist- und formgerecht geladen 

wurde und mindestens insgesamt 16 stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind.  

§ 19 Feststellung der Beschlussunfähigkeit und deren Folgen 

(1) Auf Geschäftsordnungsantrag wird festgestellt, ob das Studierendenparlament 

beschlussfähig ist. Auch ein im Verlauf der Sitzung eintretender Wegfall der 

Beschlussfähigkeit darf nur aufgrund eines entsprechenden Geschäftsordnungsantrags 

festgestellt werden. 

(2) Wird Beschlussunfähigkeit festgestellt, so ist die Sitzung sofort zu schließen. 
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§ 20 Gewährung ungestörten Ablaufs 

Wird eine Sitzung durch das Verhalten von anwesenden Personen gestört und bleibt eine 

Abmahnung erfolglos, so kann die störende Person das Rederecht entzogen oder von der 

Sitzung ausgeschlossen werden. 

§ 21 Dringlichkeitsanträge 

(1) Dringlichkeitsanträge sind Anträge im Sinne von § 10, die für die Sitzung nicht 

fristgerecht im Sinne von § 10 Absatz 4 eingegangen sind. 

(2) Jedes stimmberechtigte oder beratende Mitglied kann bis zur Feststellung der 

Tagesordnung Dringlichkeitsanträge zur Aufnahme von Tagesordnungspunkten stellen. 

Der Antrag und seine Dringlichkeit sind zu begründen. Auf Beschluss werden sie auf der 

Sitzung behandelt. 

(3) Auf Abwahl gerichtete Anträge können nicht als Dinglichkeitsanträge gestellt werden. 

§ 22 Tagesordnung 

(1) Die Tagesordnung umfasst regelmäßig die folgenden Tagesordnungspunkte 

1. Feststellung der Beschlussfähigkeit, 

2. Annahme von Dringlichkeitsanträgen, 

3. Feststellung der Tagesordnung,  

4. Berichte aus den Ausschüssen und Kommissionen, 

5. Berichte aus dem AStA, 

6. weitere Berichte, 

7. Beschluss von Protokollen, 

8. Umbesetzung von Ausschüssen und Kommissionen, 

(2) Für fristgerecht eingegangene Anträge gemäß § 10 Absatz 4 und für weitere 

Beratungsgegenstände sind Tagesordnungspunktes nach Nr. 8 zu der regelmäßigen 

Tagesordnung gemäß Absatz 1 zu ergänzen.  

(3) Nach Erledigung von Geschäftsordnungsanträgen und abgestimmten 

Änderungsanträgen an die Tagesordnung gilt die Tagesordnung nach Inhalt und 

Reihenfolge als festgestellt.  

§ 23 Protokoll 

(1) Alle Tagesordnungspunkte der Sitzungen werden protokolliert.  

(2) Das Protokoll soll den Ablauf der Sitzung wiedergeben. Es enthält mindestens 

1. Beginn und Ende der Sitzung,  

2. Stimmberechtigte und beratende Mitglieder des Studierendenparlaments und 

gegebenenfalls deren verspätetes Eintreffen und vorzeitiges Verlassen der 

Sitzung,  

3. die Antragstexte oder eindeutige Verweise auf die behandelten Anträge,  

4. alle Abstimmungsergebnisse,  

5. der sinngemäße Inhalt der Redebeiträge und  
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6. gegebenenfalls Sondervoten 

(3) Wurden Gegenstände nichtöffentlich behandelt, sind diese Anteile der Sitzung nur in 

einem nichtöffentlichen Protokoll festzuhalten. 

(4) Öffentliche Protokollentwürfe sollen vom Präsidium so zeitig über den Verteiler 

verschickt werden, dass sie zusammen mit der Einladung zur nachfolgenden Sitzung 

des Studierendenparlaments vorliegen. Sie sollen an weitere Anwesende der Sitzung 

mit Redebeiträgen geschickt werden. Nichtöffentliche Protokollentwürfe werden nur 

an die ordentlichen und beratenden (nicht ausgeschlossenen) Mitglieder verschickt. 

Auf der betroffenen Sitzung stimmberechtigte Mitglieder können den 

nichtöffentlichen Protokollentwurf über ordentliche Mitglieder ihrer Fraktion oder das 

Präsidium beziehen. 

(5) Öffentliche Protokolle sollen auf der nachfolgenden Sitzung beschlossen werden. Alle 

auf der betreffenden Sitzung Anwesenden können Änderungsanträge zum 

Protokollentwurf stellen 

(6) Das Präsidium hat beschlossene Protokolle aufzubewahren. 

(7) Öffentliche Protokolle sind nach ihrer Bestätigung vom Präsidium zeitnah in Medien 

geeigneter Art zu veröffentlichen. 

5. Abschnitt: Ablauf der Debatte 

§ 24 Behandlung von Anträgen 

(1) Anträge, die nicht allen ordentlichen oder beratenden Mitgliedern des 

Studierendenparlaments in Textform zugänglich gemacht wurden, sind von der 

Sitzungsleitung vollständig zu verlesen. 

(2) Anträge werden zunächst diskutiert und anschließend gegebenenfalls abgestimmt. Die 

Sitzungsleitung hat das Stadium der Behandlung deutlich zu machen. 

(3) Anträge können vom Präsidium oder der Sitzungsleitung aufgegliedert werden 

(4) Antragssteller*innen können ihre Anträge jederzeit zurückziehen. Jedes 

stimmberechtigte Mitglied des Studierendenparlaments kann zurückgezogene Anträge 

übernehmen. 

§ 25 Änderungsanträge 

(1) Änderungsanträge sind Anträge i.S.d. §10, die einen besonderen inhaltlichen Bezug 

zum Ausgangstext haben. Für Änderungsanträge gilt die Antragsfrist nicht. 

(2) Ordentliche, stimmberechtigte oder beratende Mitglieder des 

Studierendenparlaments können Änderungsanträge stellen, sie bedürfen der 

Textform.  

(3) Änderungsanträge sind vor dem zu ändernden Antrag zur Abstimmung zu stellen, es 

sei denn der*die Hauptantragssteller*in übernimmt diesen. Wenn Änderungsanträge 

angenommen werden, ist der ursprüngliche Antrag in geänderter Form zur 

Endabstimmung zu stellen. 



 
- 8 -  

 

§ 26 Redeliste 

(1) Die Sitzungsleitung erteilt den Anwesenden das Wort, wenn sie sich dazu melden. 

(2) Die Sitzungsleitung erteilt das Wort anhand einer balancierten Redeliste mit der 

Besonderheit, dass nach einem Debattenbeitrag einer männlichen Person ein 

Debattenbeitrag einer nicht-männlichen Person folgen muss, sofern sie* auf der 

Redeliste steht. Nach drei aufeinanderfolgenden Debattenbeiträgen von Männern 

folgt kein weiterer Debattenbeitrag; es sei denn, es wird mit Zwei-Drittel-Mehrheit 

beschlossen, dass weitere Debattenbeiträge erfolgen dürfen. 

(3) Die Redeliste kann nach dem Ermessen der Sitzungsleitung für direkte Frage und 

Antwort und für Beiträge von Antragssteller*innen, sowie für Beiträge des AStA 

Vorsitzes als Rechtsaufsicht durchbrochen werden. 

(4) Die Redezeit eines Redebeitrags ist auf zwei Minuten beschränkt. 

(5) Redebeiträge werden unter Verwendung eines bereitgestellten Mikrofons erbracht. 

§ 27 Fraktionspausen 

Jede Fraktion kann pro Tagesordnungspunkt eine Sitzungspause von maximal fünf Minuten 

beantragen. Dem Antrag ist stattzugeben und die Sitzung unverzüglich zu unterbrechen.  

§ 28 Anträge zur Geschäftsordnung 

(1) Stimmberechtigte oder beratende Mitglieder des Studierendenparlaments können 

Anträge zur Geschäftsordnung stellen. Sie sind durch das Erheben beider Arme oder 

den Ruf „zur Geschäftsordnung“ zu kennzeichnen. 

(2) Anträge zur Geschäftsordnung gehen anderen Redebeiträgen voraus.  

(3) Wird einem Antrag zur Geschäftsordnung durch kein stimmberechtigtes Mitglied des 

Studierendenparlaments widersprochen, gilt er als angenommen. Wird ihm 

widersprochen, ist nach jeweils maximal einem Redebeitrag für und gegen den Antrag 

eine Abstimmung über den Antrag zur Geschäftsordnung durchzuführen. 

(4) Als Anträge zur Geschäftsordnung sind insbesondere anzusehen Anträge auf 

1. Beschränkung der Redezeit, 

2. Schluss der Redeliste, 

3. Schluss der Aussprache und gegebenenfalls sofortige Abstimmung, 

4. Vertagung eines Antrags, eines Tagesordnungspunktes oder der Sitzung, 

5. Nichtbefassung eines Antrags, 

6. Überweisung eines Gegenstandes an einen Ausschuss oder an eine 

Kommission, 

7. Überweisung eines Antrags in die folgende Lesung, 

8. Ausschluss und Wiederzulassung der Öffentlichkeit gemäß §§ 12f, 

9. Erteilung des Rederechts gemäß § 15, 

10. Wiedereintritt in die Beratung, 

11. namentliche Abstimmung oder Wahl gemäß § 33, 

12. geheime Abstimmung oder Wahl gemäß § 33, 
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13. sofortige Wiederholung einer Abstimmung oder eines Wahlganges wegen 

offensichtlicher Formfehler, 

14. Feststellung der Beschlussfähigkeit gemäß § 18, 

15. Fraktionspausen gemäß § 27 und 

16. Zwischenzeitlicher Wechsel des Tagesordnungspunktes nach Abschluss des 

aktuellen Tagesordnungspunktes  

(5) Anträgen gemäß Absatz 4 Nr. 13 bis 15 kann nicht widersprochen werden. 

(6) Bei Tagesordnungspunkten zu Bestätigung von ernannten AStA-Referent*innen sind 

Anträge gemäß Absatz 4 Nr. 1 und 2 erst nach so vielen Fragen, wie es Fraktionen im 

Parlament gibt, zulässig. 

§ 29 Anträge in mehreren Lesungen 

Die Verabschiedung des Haushalts oder des Nachtragshaushalts sowie Änderungen der 

Satzung oder Änderungen an Ordnungen der Studierendenschaft, die das 

Studierendenparlament beschließt, bedürfen drei Lesungen. 

§ 30 Vorgehen für mehrere Lesungen  

(1) In der ersten Lesung werden nur die Grundsätze der Vorlagen besprochen. 

Änderungsanträge in ihr können nicht gestellt werden. 

(2) Die zweite und dritte Lesung erfolgen unverzüglich, wenn sich jeweils eine Zwei-Drittel-

Mehrheit der Anwesenden für die Überweisung ausgesprochen hat. Ansonsten 

erfolgen sie in der auf die jeweilige Lesung folgende Sitzung.  

6. Abschnitt: Abstimmungen und Wahlen 

§ 31 Abstimmungen 

(1) Vor der Abstimmung ist der Abstimmungsgegenstand zu nennen. In der Regel ist durch 

Handzeichen abzustimmen. 

(2) Abänderungs- und Zusatzanträge haben bei der Abstimmung den Vorrang. 

(3) Falls zu einem Gegenstand mehrere konkurrierende Anträge vorliegen, ist die 

Abstimmung wie folgt durchzuführen:  

1. Geht ein Antrag inhaltlich weiter als ein anderer, ist über den Weitergehenden 

zuerst abzustimmen. Wird er angenommen, sind weniger weitgehende 

Anträge abgelehnt.  

2. Lässt sich ein Weitergehen im Sinne von 1. nicht feststellen, so bestimmt sich 

die Reihenfolge der Abstimmung grundsätzlich nach der Reihenfolge der 

Antragstellung. Werden von inhaltlich unvereinbaren Anträgen mehrere 

angenommen, so ist die Abstimmung insoweit zu wiederholen. 

(4) Es können Ja- oder Nein-Stimmen oder Enthaltungen abgegeben werden. 

Enthaltungen sind wie nicht abgegebene Stimmen zu werten. 

(5) Bei Stimmengleichheit zwischen Ja- und Nein-Stimmen oder einer 

Enthaltungsmehrheit, also mehr Enthaltungen als Ja- und Nein-Stimmen gemeinsam, 
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ist eine Wiederholung der Abstimmung durchzuführen. Tritt bei der Wiederholung eine 

Stimmgleichheit auf, ist der Antrag abgelehnt. Tritt bei ihr eine Enthaltungsmehrheit 

auf, ist der Antrag beim Erreichen der notwendigen Mehrheit angenommen, sonst ist 

er abgelehnt. 

(6) Bei Bestätigungen von Referent*innen nach § 25 (2) der Satzung der 

Studierendenschaft, die nicht unter § 24 der Satzung fallen, muss jede Bewerbung 

einzeln abgehandelt und ab-gestimmt werden. Eine Abstimmung en bloc oder eine 

Zusammenfassung mehrerer Bestätigungen ist ausgeschlossen. 

§ 32 Beschlüsse 

(1) Beschlüsse werden grundsätzlich mit einfacher Mehrheit (die Ja-Stimmen überwiegen 

die Nein-Stimmen) gefasst, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Beschlüsse, die in nichtöffentlichen Sitzung gefasst werden, sind grundsätzlich 

öffentlich. 

(3) Das Studierendenparlament kann in nichtöffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse 

durch Beschluss für nichtöffentlich erklären. Sondervoten zu nichtöffentlichen 

Beschlüssen sind nichtöffentlich. 

§ 33 Geheime und namentliche Abstimmung 

(1) Auf Antrag von mindestens drei stimmberechtigten Mitgliedern oder einer Fraktion ist 

geheim abzustimmen. Bei Abstimmungen zu Anträgen i.S.d. § 29 ist auf Antrag von 

mindestens neun stimmberechtigten Mitgliedern oder dreier Fraktionen geheim 

abzustimmen.  

(2) Bei der geheimen Abstimmung wird jedes stimmberechtigte Mitglied einzeln 

aufgerufen. Es nimmt seinen Wahlzettel sodann beim Präsidium in Empfang, markiert 

ihn unverzüglich an einem geeigneten Ort und wirft ihn in einen geeigneten Behälter.  

(3) Auf Antrag von mindestens drei stimmberechtigten Mitgliedern oder einer Fraktion ist 

namentlich abzustimmen. Wird jedoch geheime Abstimmung beantragt, so hat diese 

Vorrang. 

(4) Über Anträge auf geheime und namentliche Abstimmung gemäß § 33(1) und (3) wird 

nicht abgestimmt. 

§ 34 Sondervoten 

(1) Jedes überstimmte stimmberechtigte Mitglied kann einen abweichenden Standpunkt 

in einem Sondervotum darlegen, sofern dies in der Sitzung vorbehalten worden ist. Das 

Sondervotum ist innerhalb von sieben Kalendertagen nach der entsprechenden 

Sitzung in Textform beim Präsidium einzureichen. 

(2) Sondervoten sind in das Protokoll aufzunehmen und Beschlüssen, die anderen Stellen 

zugeleitet werden, beizufügen. 
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§ 35 Personenwahlen 

(1) Durch Personenwahl ist gewählt, wer eine absolute Mehrheit erreicht. Ergibt sich im 

ersten Wahlgang keine absolute Mehrheit, so folgt ein zweiter Wahlgang. Ergibt sich 

auch im zweiten Wahlgang keine absolute Mehrheit, findet ein dritter Wahlgang statt. 

Im dritten Wahlgang ist gewählt, wer eine relative Mehrheit erhält. Vereinigen 

mehrere Kandidat*innen im dritten Wahlgang gleich viele und jeweils die meisten 

Stimmen auf sich, findet eine Stichwahl zwischen diesen statt. Vereinigen auch in der 

Stichwahl mehrere Kandidat*innen gleich viele und jeweils die meisten Stimmen auf 

sich, entschiedet zwischen ihnen das Los. 

(2) Personenwahlen sind geheim durchzuführen. 

§ 36 Listenwahlen 

(1) Listenwahlen sind Wahlen, bei denen Vorschlagslisten, die Kandidat*innen enthalten, 

aufgestellt werden. 

(2) Die Zahl der von den jeweiligen Vorschlagslisten Gewählten ergibt sich gemäß dem 

Umrechnungsverfahren nach d’Hondt anhand des bei der Wahl erhaltenen 

Stimmanteils der Vorschlagsliste.  

7. Abschnitt Digitale Beschlussfassungen und Briefwahlen 

§ 37 Voraussetzungen 

Wenn es dem Studierendenparlament wegen Einschränkungen durch Covid-19 nicht oder 

nur unter großem Aufwand möglich ist, physische Sitzungen durchzuführen, kann eine 

digitale Beschlussfassung erfolgen. Das Präsidium hat die Entscheidung mit der Einladung 

zu einer digitalen Sitzung zu begründen.  Wenn es dem Studierendenparlament wegen 

Einschränkungen durch Covid-19 nicht oder nur unter großem Aufwand möglich ist, 

Präsenzwahlen durchzuführen, kann eine Briefwahl erfolgen. Das Präsidium hat die 

Entscheidung schriftlich zu begründen. 

§ 38 Digitale Sitzungen als Videokonferenz 

(1) Liegt ein Fall nach § 37 vor, kann das Präsidium zu einer Sitzung als Videokonferenz laden. 

(2) Diese Geschäftsordnung gilt sinngemäß für digitale Sitzungen als Videokonferenz. 

(3) Abstimmungen sind nicht gemäß § 31 (1) durchzuführen. Stattdessen sind die 

ordentlichen Mitglieder mit Namen aufzurufen und können anschließend ihre 

Stimmabgabe nennen. Im Gegensatz zur namentlichen Abstimmung ist nur das 

Abstimmungsergebnis, nicht aber die Abstimmungen der einzelnen Mitglieder zu 

veröffentlichen, es sei denn es wird namentliche Abstimmung gemäß § 33 (3) beantragt.  

(4) Abweichend von § 25 (3) und § 38 (3) gelten Änderungsanträge zu Protokollen als an-

genommen, wenn es keine Gegenrede gibt. 
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(5) Geheime Abstimmungen sind nicht gemäß § 33 (2) durchzuführen. Stattdessen kann das 

Präsidium bei einer geheimen Abstimmung auf Online-Tools zurückgreifen, sofern das 

Abstimmungsverhalten einzelner Mitglieder dabei nicht nachvollzogen werden kann. 

 

§ 39 Digitale Beschlussfassungen im Umlaufverfahren 

(1) Liegt ein Fall nach § 37 vor und sieht das Präsidium davon ab, nach § 38 eine digitale 

Sitzung durchzuführen, kann auf Verlangen von sechs ordentlichen Mitgliedern, zwei 

Fraktionen oder des AStA-Vorsitzes eine Beschlussfassung im Umlaufverfahren erfolgen. 

Der Umstände nach § 37 und die Dringlichkeit sind in Textform zu begründen und die zu 

behandelnden Anträge sind anzugeben. Das Präsidium hat sodann unverzüglich zum 

Umlaufverfahren einzuladen. 

(2) Das Präsidium lädt drei Tage vor Beginn eines Umlaufverfahrens nach §11 für dieses ein 

und weist 12 Stunden vor Beginn der Abstimmungsphase auf diese hin und verschickt den 

digitalen Stimmzettel als ausfüllbare PDF-Datei über einen geeigneten Verteiler. Damit 

beginnt das Umlaufverfahren. Die Abstimmungsphase dauert 24 Stunden an. In dieser Zeit 

können Stimmen abgegeben werden, indem der ausgefüllte Stimmzettel von den 

stimmberechtigten Personen von ihrer persönlichen universitären Mail-Adresse über den 

sp-Mitglieder-Verteiler versendet wird. 

(3) Vor jedem Antrag hat das Präsidium über die Beschlussfassung im Umlaufverfahren 

abstimmen zu lassen. Dies kann auf demselben Stimmzettel wie der eigentliche Antrag 

und über das Umlaufverfahren geschehen. Für einen gültigen Beschluss müssen sich 2/3 

der stimmberechtigten Mitglieder für die Beschlussfassung im Umlaufverfahren 

aussprechen. 

(4) Die Paragraphen § 1 bis § 11, § 34 bis § 50 gelten sinngemäß für das Umlaufverfahren, 

solange dieser Paragraph kein abweichendes Verfahren vorsieht. 

(5) § 1 (2) und (3) gelten explizit nicht. Stimmberechtigte Mitglieder im Umlaufverfahren sind 

alle ordentlichen Mitglieder.  

(6) Geheime Abstimmungen gemäß § 33 und Personenwahlen sind im Umlaufverfahren nicht 

möglich. 

(7) Änderungsanträge sind im Umlaufverfahren nicht möglich. 

(8) Die Veröffentlichung der Ergebnisse der Beschlussfassung über das Umlaufverfahren hat 

zeitnah in Form von Beschlüssen zu erfolgen. Ein Protokoll wird nicht erstellt. 

(9) Sondervoten können innerhalb der Abstimmungsphase beantragt und mit einer Frist von 

7 Tagen nach Beendigung der Abstimmungsphase eingereicht werden. Die Sondervoten 

werden nach Eingang an die Beschlüsse angehangen. 

(10) Geheime Abstimmungen können abweichend von § 33 (2) durchgeführt werden. 

Stattdessen kann das Präsidium bei einer geheimen Abstimmung auf das Umlaufverfahren 

als Briefwahl zurückgreifen. 
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§ 40 Abstimmungen per Briefwahl 

(1) Geheime Abstimmungen können abweichend von § 33 (2) als Briefwahl durchgeführt 

werden, wenn das Studierendenparlament dies beschließt. 

(2) Mit dem Beschluss zur Durchführung einer Abstimmung als Briefwahl beschließt das 

Studierendenparlament auch entsprechende Durchführungsbestimmungen, die 

insbesondere die Fristen für Wahlvorschläge und das Einsenden der Unterlagen festlegen 

mit absoluter Mehrheit. 

 

 

 

8. Abschnitt Ausschüsse und Kommissionen 

§ 41 Grundsätze  

(1) Das Studierendenparlament hat ständige und nicht-ständige Ausschüsse. Ausschüsse 

nehmen Beschlusskompetenzen des Studierendenparlaments nach Maßgabe der 

Satzung wahr. 

(2) Das Studierendenparlament kann unter Angabe des Tätigkeitsbereichs Kommissionen 

einsetzen. Kommissionen beraten die Mitglieder des Studierendenparlaments. 

(3) Das Studierendenparlament kann die Neuwahl eines Ausschusses oder einer 

Kommission auf der folgenden Sitzung beschließen. Das Studierendenparlament kann 

Kommissionen auflösen. 

§ 42 Mitglieder der Ausschüsse und Kommissionen  

(1) Jeder Ausschuss hat sieben ordentliche Mitglieder mit jeweils mindestens einer*m 

Stellvertreter*in. Im Haushaltausschuss existieren pro Mitglied zwei 

Stellvertreter*innen. 

(2) Jede Kommission soll sieben ordentliche Mitglieder besitzen. Es können jeweils eine 

Stellvertretung pro Mitglied gewählt werden.  

(3) Ordentliche und beratende Mitglieder des Studierendenparlaments können an 

nichtöffentlichen Ausschusssitzungen teilnehmen Der AStA-Vorsitz und die AStA-

Finanzreferent*innen dürfen davon nicht ausgeschlossen werden. 

§ 43 Ständige und nicht-ständige Ausschüsse 

(1) Ständige Ausschüsse des Studierendenparlaments sind 

1. der Haushaltsausschuss, 

2. der Vergabeausschuss und 

3. der Herausgeber*innenausschuss des Semesterspiegels.  

(2) Nicht-ständige Ausschüsse sind 

1. Der Zentrale Wahlausschuss 

2. Der Urabstimmungsausschuss 
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§ 44 Wahl von Ausschüssen und Kommissionen 

(1) Die Ausschüsse und Kommissionen werden in einer Listenwahl gewählt. 

(2) Die Vorschlagslisten sollen dem Präsidium vor Sitzungsbeginn in Textform vorliegen; 

sie können nur von einzelnen oder mehreren Fraktionen eingereicht werden. 

§ 45 Umbesetzung in Ausschüssen und Kommissionen  

(1) Fraktionen können die Umbesetzung eines Mitgliedes oder eines stellvertretenden 

Mitgliedes eines Ausschusses oder einer Kommission, das auf der eigenen 

Vorschlagsliste gewählt wurde, beantragen. Auf Beschluss des 

Studierendenparlaments wird die Umbesetzung vorgenommen. 

§ 46 Arbeit der Ausschüsse und Kommissionen 

(1) Soweit nicht anders geregelt, gilt für die Ausschüsse und Kommissionen diese 

Geschäftsordnung sinngemäß. 

(2) Das Protokoll wird in Ausschüssen in der Regel von einem anwesenden Mitglied des 

Ausschusses geführt. Entsprechendes gilt für Kommissionen. 

(3) Der*die Vorsitzende lädt alle ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder in 

Textform ein. Er*sie schickt die Einladung zusätzlich über Verteiler, mindestens die „sp-

oeffentlich“- oder „sp-mitglieder“- Mailverteiler. Nicht-öffentliche Inhalte dürfen nur 

an ordentliche Mitglieder des Studierendenparlaments und an die Mitglieder des 

entsprechenden Ausschusses bzw. der entsprechenden Kommission geschickt werden. 

(4) Datum, Uhrzeit, Ort und der öffentliche Teil der Tagesordnung der Sitzung sind 

spätestens drei Tage vor der Sitzung auf einer Internetpräsenz der Studierendenschaft 

zu veröffentlichen. 

§ 47 Konstituierung eines Ausschusses oder Kommission 

(1) Nach dem Einsetzen eines Ausschusses hat das Präsidium die gewählten Mitglieder des 

Ausschusses zu einer konstituierenden Sitzung einzuladen, die unverzüglich 

stattzufinden hat. 

(2) Das Präsidium leitet die Sitzung bis zur Wahl des Vorsitzes des Ausschusses gemäß 

Absatz 3. 

(3) Auf der konstituierenden Sitzung wählen die Mitglieder des Ausschusses jeweils durch 

Personen- oder Listenwahl aus den ordentlichen Ausschussmitgliedern eine*n 

Vorsitzende*n und eine*n stellvertretende*n Vorsitzende*n. 

(4) Entsprechendes gilt für Kommissionen. 

 

 

9. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
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§ 48 Zur Auslegung dieser Geschäftsordnung 

(1) Diese Geschäftsordnung des Studierendenparlaments basiert auf der Satzung der 

Studierendenschaft der Universität Münster (Satzung) vom 23.01.2017. Sie ist im Sinne 

der jeweils gültigen Satzung auszulegen. 

(2) Diese Geschäftsordnung wird während laufenden Sitzungen in Einzelfällen von der 

Sitzungsleitung ausgelegt. 

§ 49 Abweichung von dieser Geschäftsordnung 

(1) Im Einzelfall kann von den Bestimmungen dieser Geschäftsordnung mit einer 

Zweidrittelmehrheit der stimmberechtigten Mitglieder des Studierendenparlaments 

abgewichen werden. Dies gilt nicht für die Bestimmungen des § 33. 

(2) Die Abweichung ist im Protokoll zu vermerken. 

§ 50 Änderung dieser Geschäftsordnung  

Diese Geschäftsordnung kann auf dem Antragsweg im Sinne des § 10 geändert werden. 

Eine Änderung bedarf der absoluten Mehrheit. 

§ 51 In-Kraft-Treten 

Diese Geschäftsordnung tritt mit ihrem Beschluss in Kraft. Selbiges gilt für Änderungen an 

dieser Geschäftsordnung. 



                                                            
 
Bewerbung zur Präsidentin des 65. Studierendenparlaments der Universität Münster 
 
Sehr geehrtes Präsidium,  
sehr geehrte Abgeordnete des Studierendenparlaments,  
 
mein Name ist Patricia Rickert und ich möchte mich hiermit als Präsidentin des 
Studierendenparlaments bewerben. Da ich erst im zweiten Semester studiere und somit 
noch recht neu an der Uni und in der Hochschulpolitik bin, werde ich mich erst einmal 
vorstellen.  
 
Ich bin 18 Jahre alt, habe letztes Jahr mein Abitur hier in Münster gemacht und studiere 
nun Anglistik und Politikwissenschaften. In den letzten Monaten durfte ich wichtige und 
lehrreiche Erfahrungen sammeln. In der Landtagswahl habe ich als Wahlkampfmanagerin 
für den Kreisverband der Grünen Münster gearbeitet. Darüber hinaus habe ich in der Zeit 
gelernt selbstständig und verlässlich zu arbeiten. Meiner Meinung nach sind dies zwei 
Dinge, die man nur durch Erfahrungen lernt und die als Präsidentin des 
Studierendenparlaments enorm wichtig sind. Des Weiteren konnte ich für CampusGrün 
als Spitzenkandidatin für das Studierendenparlament kandidieren und bin an dieser 
Aufgabe mit viel Freude gewachsen. Nun möchte ich diese Erfahrungen als Präsidentin 
des Studierendenparlaments nutzen. 
 
Ich möchte gerne als Präsidentin die Moderation des Studierenparlaments übernehmen, 
damit wir alle auch über Listengrenzen hinweg effektiv zusammenarbeiten können. Daher 
freue ich mich auf die aktive Zusammenarbeit mit den Stellvertreter*innen. Des Weiteren 
freue ich mich darauf, an dieser Herausforderung zu wachsen und bin der Überzeugung, 
dass ich dafür geeignet bin. Aufgrund meiner Erfahrungen in der Landtagswahl bei der 
Koordination des Postfachs sowie des Verfassen von Mails und Newslettern, würde ich 
auch diese Aufgabe gerne übernehmen.  
 
Ich freue mich über eure Unterstützung.  
 
Bei Fragen stehe ich natürlich zur Verfügung. 
 
Beste Grüße 
Patricia 



20. Sitzung des 64. Studierendenparlaments 

Sondervotum zur Ablehnung des Dringlichkeitsantrags „Wahl stellv. Mitglie-

der für den ZWA“ 

 

Der ZWA ist eine Woche vor der Wahl trotz rechtsaufsichtlicher Prüfung durch den AStA Vorsitz noch 

nicht vollständig besetzt, weil CampusGrün und JusoHSG keine Stellvertreter benannt haben. Um den 

demokratischen Grundsatz der gleichen Wahl zu wahren, sollte es für Demokraten eine Selbstver-

ständlichkeit sein, diesen Umstand zu beheben. Der AStA Vorsitz forderte aus diesem Grund auch das 

StuPa auf, Stellvertreter für den ZWA nachzubesetzen.  

Die Präsidentin des StuPa, Leonie Bronkalla, setzte das Thema bereits auf die vorläufige Tagesordnung 

der 20. Sitzung des StuPa, sodass ich als Parlamentarier davon ausging, dass ein entsprechender Antrag 

zum TOP vorläge. Ohne genaueren Hinweis wurde der TOP dann von der Tagesordnung gestrichen, 

womit dem Parlament die Chance auf eine Debatte genommen, das Einreichen eines ordentlichen An-

trags verhindert und ich als Parlamentarier getäuscht wurde. 

Dass mein Dringlichkeitsantrag, der diesen Fehler der StuPa-Präsidentin beheben sollte, mit den Stim-

men von CampusGrün und JusoHSG nicht angenommen wurde, verwundert, schließlich stimmt der 

AStA-Vorsitz damit gegen seine eigene Aufforderung und Rechtsauffassung. Der AStA verliert auf diese 

Weise an Glaubwürdigkeit.  

Meines Erachtens ist die Wahrung demokratischer Grundsätze, in diesem Falle der gleichen Wahl, drin-

gend einzuhalten und stellv. Mitglieder sind nachzubesetzen. Es wäre ungerecht, wenn LHG und RCDS 

sechs statt drei Personen, die im ZWA sitzen, nicht auf ihre Listen schreiben können, während JusoHSG 

und CampusGrün nur vier statt acht Plätze blockieren würden, weil die AStA führenden Listen so einen 

Vorteil genießen würden. Eine letzte Chance für CampusGrün und JusoHSG, sich zu demokratischen 

Grundsätzen zu bekennen, bietet möglicherweise eine Dringlichkeitssitzung.  

 

Stefan Grotefels 

Ordentliches Mitglied des 64. Studierendenparlaments 
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AStA-Vorsitz damit gegen seine eigene Aufforderung und Rechtsauffassung. Der AStA verliert auf diese 

Weise an Glaubwürdigkeit.  

Meines Erachtens ist die Wahrung demokratischer Grundsätze, in diesem Falle der gleichen Wahl, drin-

gend einzuhalten und stellv. Mitglieder sind nachzubesetzen. Es wäre ungerecht, wenn LHG und RCDS 

sechs statt drei Personen, die im ZWA sitzen, nicht auf ihre Listen schreiben können, während JusoHSG 

und CampusGrün nur vier statt acht Plätze blockieren würden, weil die AStA führenden Listen so einen 

Vorteil genießen würden. Eine letzte Chance für CampusGrün und JusoHSG, sich zu demokratischen 

Grundsätzen zu bekennen, bietet möglicherweise eine Dringlichkeitssitzung.  

 

Stefan Grotefels 

Ordentliches Mitglied des 64. Studierendenparlaments 

 

 

 

 

  



Sehr geehrtes Präsidium,
anbei ein paar Änderungsanträge von mir zum 20. Protokoll. Einige sind evt redaktionell, bei anderenmuss im StuPa abgestimmt werden.
Beste Grüße und schönes Wochenende
Frederik
Änderungsanträge zum Protokoll der 20. Sitzung
Zeile 70: Streiche „Frederik Salomon stellt die Gruppe mit vor, ist aber nicht für seine Fraktion imProjekt, sondern privat“ Ersetze Durch:Frederik Salomon (MS.for.DKMS) stelle die Gruppe vor. – redaktionell angenommen
Zeile 77: Ergänze nach „Frederik Salomon“ „(MS.for.DKMS)" – redaktionell angenommen
Zeile 114: Ergänze nach „und das nach der Antragsfrist reinkommt“... „und vor Ende der Antragsfristder Tagesordnungspunkt aufgesetzt war. Ist es nicht sehr demokratisch, wenn dieser nach derAntragsfrist bei geänderter Sachlage einfach abgesetzt wird und so der Opposition die Möglichkeitgenommen wird selber einen Antrag zu stellen.“
Zeile 156: Ergänze nach „aber das Finanzreferat“ ... „konnte in den letzten Sitzungen nicht mitteilenwie viel Geld noch zur Verfügung steht.“ Streiche: „kann nicht sagen, wie viel Geld noch da ist.“
Zeile 663 Ergänze nach „so zu ärgern“ „ist unparlamentarisch und wird dem Anliegen auch nichtgerecht“
Begründung: Erfolgt mündlich
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Donnerstag, 9. Juni 2022 

 
Bestätigung einer autonomen Referentin 
 
 
 

 
Liebes Präsidium, liebe Wahlleitung, liebe Parlamentarier*innen,  
 
wir bitten um Bestätigung der wiedergewählten autonomen Referentin für die Belange der 
Fachschaften Jacqueline Wefers, die am 01.06.2022 erneut ernannt wurde, in der kommenden, 
konstituierenden Sitzung des Studierendenparlaments.  
 
 
Viele Grüße 

 

Madita und Jacob 

 



 

 

 

 

 

Einsetzung einer Reformkommission 

 

Lieber Isaak, liebe Dina,  
liebe Mitglieder des Studierendenparlaments,  
 
 
das 65. Studierendenparlament möge Folgendes beschließen:  
 
„Das 65. Studierendenparlament setzt eine Reformkommission gem. § 16 Abs. 4 S. 2 Alt. 1 
Satzung der Studierendenschaft ein. Die Reformkommission berichtet dem 
Studierendenparlament regelmäßig von ihrer Arbeit.“ 
 
Begründung: 
Im Einvernehmen mit dem Wahlleiter der Wahl zum 65. Studierendenparlament sehen wir 
den dringenden Bedarf, insbesondere die Wahlordnung zu überarbeiten und in Ihrer Effizienz 
zu steigern. Darüber hinaus kam bereits im 64. Studierendenparlament zur Sprache, ob man 
nicht auch einzelne Normen der Satzung evaluieren sollte.  
Hierfür möchten wir eine Reformkommission einsetzen, welche Vorschläge zur Neufassung 
der Ordnungen der Verfassten Studierendenschaft, insbesondere aber der Wahl- und 
Urabstimmungsordnung, erarbeitet. Wir sehen es als notwendig an, dass dieser Prozess 
umfassend und unter Einbeziehung vieler studentischer Gremien und Gruppen gestaltet wird.  
Die Reformvorschläge sollen binnen vier bis fünf Monaten erarbeitet und anschließend 
unverzüglich in das Studierendenparlament zur Beratung eingebracht werden.  
 
 
Demokratische Grüße 
Niklas Nottebom 
 
Für die Fraktion des RCDS 
 



Münster den 12.06.2022
An den Wahlleiter Isaak Rose und den Vorsitz des AStA Madita Fester und Jacob Hassel

Gemäß §23(2) der Wahl- und Urabstimmungsordnung der Studierendenschaft der
Universität Münster erheben wir Einspruch gegen die Wahl zum 65. Studierendenparlament.

Das Studierendenparlament möge das folgende beschließen:
1. Das Studierendenparlament stellt fest, dass es bei der Wahl zum 65.

Studierendenparlament zu Verstößen gegen die Wahl- und Urabstimmungsordnung
in §3(1) gekommen ist.

2. Das Studierendenparlament stellt fest, dass es bei der Wahl zum 65.
Studierendenparlament zu Verstößen gegen die Wahl- und Urabstimmungsordnung
in §13(10) gekommen ist.

3. Das Studierendenparlament stellt fest, dass zur konstituierenden Sitzung des ZWA
des 64. Studierendenparlaments nicht öffentlich eingeladen wurde. Das Parlament
erklärt auf dieser Grundlage die Beschlüsse der Sitzung für ungültig.

4. Das Studierendenparlament stellt fest, dass es Probleme bei der Durchführung der
Wahl zum 65. Studierendenparlament gegeben hat.

5. Das Studierendenparlament stellt fest, dass diese Verstöße und Probleme
möglicherweise Auswirkungen auf das Ergebnis der Wahl zum 65.
Studierendenparlament gehabt haben.

6. Das Studierendenparlament erklärt auf dieser Grundlage die Wahl zum 65.
Studierendenparlament für ungültig.

Begründung

Menschliches Handeln geht mit einer gewissen Fehlbarkeit einher. Damit möchten wir den
Mitgliedern des Zentralen Wahlausschusses (ZWA) und den Wahlhelfenden keinesfalls ihre
Kompetenz absprechen, sondern lediglich auf eine erste Fehlerquelle hinweisen.
Für viele mitglieder des ZWA war es zudem die erste Wahl, die sie organisiert haben und in
einer derart stressigen Situation ist es umso wahrscheinlicher, dass Fehler passieren.

Jedoch geht es um die Grundlage der demokratischen Selbstverwaltung der
Studierendenschaft. Das Vertrauen in die ordnungsgemäße Durchführung der Wahlen ist ein
fundamentaler Bestandteil der Legitimation der Arbeit der Organe und Gremien, die sich auf
Grundlage dieser Wahl konstituieren und neu besetzt werden.

Die im nachfolgenden geschilderten Verstöße gegen die geltenden Ordnung und die
Probleme bei der Durchführung der Wahl mögen vielen nicht gravierend erscheinen, doch
untergraben sie das Vertrauen, dass diese Wahl eine legitime Grundlage für die
studentische Selbstverwaltung bietet.

Ich rufe alle Mitglieder das 65. Studierendenparlaments dazu auf, die Begründung sorgfältig
zu lesen und sich eine eigene Meinung zu bilden. Einige mögen geneigt sein aufgrund sehr
guter Wahlergebnisse für die eigene Fraktion über Fehler hinwegzusehen, doch sollten
persönliche Gewinne keinesfalls stärker wiegen als die Bestrebung den demokratischen
Grundwerten treu zu bleiben.

Seite 1 von 4



Zu Antrag 1
Das Studierendenparlament stellt fest, dass es bei der Wahl zum 65.
Studierendenparlament zu Verstößen gegen die Wahl- und Urabstimmungsordnung in §3(1)
gekommen ist.

In der Wahl- und Urabstimmungsordnung der Studierendenschaft der Universität Münster
(WUO) heißt es in §3(1): “Das Studierendenparlament wird von den Mitgliedern der
Studierendenschaft [...] in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl
gewählt.”
Im Folgenden wird geschildert werden, dass es Verstöße gegen diese Grundsätze der Wahl
gab.

Auf der Wiese neben dem AStA stand von Montagmorgen bis Mittwochmittag eine
Freilufturne. An dieser gaben 187 Studierende ihre Stimme ab; dies entspricht 3,08% der
gültigen Stimmen. Die Urne war unter einem Pavillon aufgebaut unter dem ein Klapptisch
stand. Am Ende dieses Tisches war die Wahlkabine aufgebaut. Diese war so orientiert, dass
es vom nahegelegenen Weg aus möglich war, von hinten in die Wahlkabine zu sehen.
Wenn es möglich war Studierende bei der Wahlhandlung in der Wahlkabine im engsten
Wortsinn über die Schulter zu sehen, kann nicht für alle Studierenden von einer geheimen
Wahl gesprochen werden.

Mindestens eine Urne wurde in einem Raum aufgestellt, der nicht barrierefrei zugänglich ist.
Der Raum GC 308 befindet sich im 3. OG des Haus C der Georgskommende 33.
Studierenden, denen es nicht möglich ist die Treppen zu steigen, war es somit nicht möglich
ihre Stimme abzugeben. Somit war die Wahl nicht für alle Studierende gleich, da einige nahe
ihres Seminarraums wählen konnten, während andere einen längeren Weg in Kauf nehmen
mussten.

Zu Antrag 2
Das Studierendenparlament stellt fest, dass es bei der Wahl zum 65.
Studierendenparlament zu Verstößen gegen die Wahl- und Urabstimmungsordnung in
§13(10) gekommen ist.

In der WUO heißt es in §13(10): “Der*Die Wahlleiter*in gibt unverzüglich, spätestens am 14.
Tag vor dem ersten Wahltag, die als gültig zugelassenen Wahlbewerbungen durch Aushang
öffentlich innerhalb der Studierendenschaft bekannt.”
Wie der ZWA am 09.06.2022 via Mail bestätigte, ist dies nicht geschehen.
Der hier gestellte Antrag ist somit nur die formale Feststellung einer unstrittigen Tatsache.

Der Verstoß gegen diesen Absatz der WUO ist ein grober Verstoß gegen das
Transparenzgebot, das in der Vorbereitung der Wahl gelten sollte.
Die Konsequenz aus dem Verstoß gegen diesen Absatz der WUO ist, dass nie öffentlich
bekannt gemacht wurde, welche Wahllisten zur Wahl zugelassen und damit wählbar sind.
Studierende mussten sich somit auf Quellen verlassen, die möglicherweise nicht neutral
informieren, wenn sie wissen wollten, welche Listen wählbar sind.
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Zu Antrag 3
Das Studierendenparlament stellt fest, dass zur konstituierenden Sitzung des ZWA des 64.
Studierendenparlaments nicht öffentlich eingeladen wurde. Das Parlament erklärt auf dieser
Grundlage die Beschlüsse der Sitzung für ungültig.

Die Einladungen zu öffentlichen Sitzungen von Ausschüssen des Studierendenparlaments
müssen selbst öffentlich sein. Dies ist jedoch bei der konstituierenden Sitzung des ZWA des
64. Studierendenparlaments nicht geschehen.
Wie der vorherige Antrag ist auch der erste Teil dieses Antrags unstrittig, da es nur um die
Feststellung von Tatsachen geht, die unbestritten sind.

Sitzungen, zu denen nicht gültig eingeladen wurde, können keine gültigen Beschlüsse
hervorbringen. Das Grundprinzip von Transparenz und die Möglichkeit zur Kontroll allein
gebieten dies. Da der erste Teil dieses Antrags nicht kontrovers ist, so ist der zweite Teil nur
eine logische Konsequenz.

Es ist bedauerlich, dass dies erst so spät zur Sprachen kommt, aber das Vergehen von Zeit
macht aus einem Fehler kein korrektes Handeln und entbindet nicht von der Notwendigkeit
Fehlverhalten einzugestehen und die notwendigen Schritte zu gehen.

Zu Antrag 4
Das Studierendenparlament stellt fest, dass es Probleme bei der Durchführung der Wahl
zum 65. Studierendenparlament gegeben hat.

Im Folgenden werden einige Geschehnisse angesprochen, die sich während der Wahl zum
65. Studierendenparlament ereigneten.

Die Briefwahlunterlagen erreichten einige Studierende, die diese fristgerecht beantragt
hatten, erst im Laufe der Wahlwoche. Da der ZWA im Gegensatz zu vergangenen Jahren
keine Informationen zu den beantragten und den nach Schluss der Urnen eingegangenen
Briefwahlunterlagen gegeben hat, kann nur spekuliert werden wie viele Stimmen nicht
gezählt wurden.

Zahlreiche Urnen, darunter stark besuchte wie die Urne im Fürstenberghaus und in der
Mensa am Ring, haben am ersten Wahltag nicht wie geplant geöffnet. Studierende, die ihre
Stimme abgeben wollten, mussten lange Wartezeiten in Kauf nehmen oder gehen, ohne
abgestimmt zu haben.
Die Gründe hierfür sind vielfältig. An einigen Urnen fehlten Stempel, an anderen der der
Zugang zum Wahlberechtigtenverzeichnis, an wieder anderen beides.
Diese Probleme können nicht klein geredet werden, da allein an diesem einen Tag
zusammengenommen mehrere Stunden der Wahlzeit fehlten.

Zu Antrag 5
Das Studierendenparlament stellt fest, dass diese Verstöße und Probleme möglicherweise
Auswirkungen auf das Ergebnis der Wahl zum 65. Studierendenparlament gehabt haben.
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Wie die vorherigen Anträge deutlich zeigen, wurde gegen die WUO verstoßen, die Wahlen
waren nicht für alle gleich und nicht vollständig geheim, es mangelte an Transparenz im
Vorfeld der Wahl, die Briefwahl war teilweise nicht möglich und Urnenwahl war an mehreren
Standorten während der Wahlwoche nicht möglich.
Es bedarf keiner großen Phantasie, einen anderen Verlauf der Wahl zu imaginieren, bei dem
deutlich mehr als die mageren 14,6% der Wahlberechtigten ihre Stimme abgeben.
Somit haben die Verstöße und Probleme möglicherweise Auswirkungen auf das Ergebnis
der Wahl. Dies festzustellen ist lediglich eine Formalie.
Erneut möchten wir an dieser Stelle an das Gewissen der Parlamentarier*innen des 65.
Studierendenparlaments appellieren, nicht den Vorteil der eigenen Fraktion höher zu
bewerten als die Wahrheit über die Wahl anzuerkennen.

Zu Antrag 6
Das Studierendenparlament erklärt auf dieser Grundlage die Wahl zum 65.
Studierendenparlament für ungültig.

Diesen letzten Schritt zu fordern ist uns nicht leicht gefallen. Wir beantragen hiermit
historisches. In den letzten Jahren haben wir zahllose Anträge an dieses Parlament gestellt;
einige davon waren unstrittig, andere füllten Stunden der angeregten Debatte; einige fanden
breite Mehrheit über die Grenzen von Fraktionen hinweg, andere wurden abgelehnt.

Diese Wahl verlief nicht reibungslos.
Einige mögen die Probleme als Kleinigkeiten betrachten, doch wir stellen uns mit diesem
Antrag klar vor die demokratischen Grundwerte.
Eine Wahl, bei der nicht vollkommen sicher ist, dass die frei, gleich und geheim ablief, muss
kritisch betrachtet werden.
Eine Wahl, bei der die Briefwahl kein gleichwertiger Ersatz zur Urnenwahl ist, muss sorgsam
geprüft werden.

Bei dieser Wahl wurde gegen geltende Ordnungen verstoßen.
Einzelne Stimmen mögen dies als unwichtig ansehen und darauf verweisen, dass einzelne
Bestimmungen nicht entscheidend sein, ob eine Wahl gut oder richtig abgelaufen sei, doch
wir betonen mit diesem Antrag, dass eine faire und für alle gleiche und gerechte Wahl den
gemeinsam gesetzten Grundsätzen nicht widersprechen darf.

In der Diskussion um diesen Antrag werden voraussichtlich einige die Konsequenzen aus
diesem Antrag gegen ihn anführen. Doch unangenehme Konsequenzen dürfen einer
notwendigen und richtigen Handlung nicht im Weg stehen.

Daher fordern wir die Mitglieder des 65. Studierendenparlaments auf unsere Argumente
sorgsam abzuwägen, ihr Gewissen zu befragen und mit uns gemeinsam diese Wahl für
ungültig zu erklären.

Mit freundlichem Gruß
‘bout food i guess Škulec und Frederic Barlag

Seite 4 von 4


	Einladung_StuPa_Konstituierung_65
	Bewerbung Protokollantin Jessi
	Geschaeftsordnung
	Bewerbung_zur_Prasidentin_des_65
	öffentliches Protokoll 20. Sitzung
	öffentliches Protokoll 20. Sitzung ÄA Frederik Salomon 
	Bestätigung von Jacqueline Wefers
	Einsetzung einer Reformkommission
	Einspruch_gegen_die_Wahl_zum_65._StuPa



